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Rückkehr  –  so oder so!

Wir, die unterzeichnenden Analyst*innen, 
Wissenschaftler*innen und anderen 
Expert*innen des Syrien-Konflikts, ver-
urteilen die Entscheidung der Regierung 
Dänemarks, den „zeitweiligen Schutz“ 
syrischer Flüchtlinge aus Damaskus auf-
zuheben, aufs Schärfste. Bei dieser Ent-
scheidung zog man zwar unsere Zeugen-
aussagen gegenüber der dänischen Ein-
wanderungsbehörde im Bericht über das 
Herkunftsland (COI) und Damaskus in 
Betracht, in den Schlussfolgerungen oder 
Richtlinien der Regierung jedoch können 
wir unsere Ansichten nicht wiederfin-
den; ebenso wenig sind wir der Meinung, 
dass Dänemarks Syrien-Flüchtlingspolitik 
den tatsächlichen Bedingungen vor Ort in 
vollem Maße entspricht.

Daher fordern wir die dänische Regie-
rung dringend auf, ihre Schlussfolgerungen 
zu Damaskus zu revidieren, sodass die 
für mögliche Rückkehrer*innen anhalten-
den Risiken darin besser wiedergegeben 
werden, und dann ihre aktuelle Flücht-
lingspolitik entsprechend abzuändern.

Wir sind der Meinung, dass es derzeit 
nirgends in Syrien Bedingungen für eine 
sichere Rückkehr gibt und dass jede Rück-
kehr freiwillig, sicher und menschenwür-
dig sein muss, wie es auch die EU und die 
UN-Flüchtlingshilfsorganisation UNHCR 
klar fordern. 

Wir rufen die dänischen Behörden dazu 
auf, der im vergangenen Monat in der 
Resolution des Europäischen Parlaments 
dargelegten Position zu folgen: Sie „erin-
nert alle Mitgliedstaaten daran, dass 
Syrien kein sicheres Land für eine Rück-
kehr ist; ist der Ansicht, dass jede Rück-
kehr im Einklang mit dem erklärten 
Standpunkt der EU sicher, freiwillig, in 
Würde und in Kenntnis der Sachlage erfol-
gen sollte; fordert alle EU-Mitgliedstaaten 
auf, von einer Verlagerung der nationalen 
Politik in Richtung der Aberkennung des 
Schutzstatus für bestimmte Kategorien 
von Syrern abzusehen und diesen Trend 
umzukehren, wenn sie eine solche Politik 
bereits verfolgt haben.“

Im Jahr 2019 wurde Damaskus von 
den dänischen Behörden in ihrem COI-
Bericht bezüglich der Bedingungen in 
Damaskus und dem ländlichen Umland 
der Stadt offiziell wieder als „sicher“ ein-
gestuft. Da die COI-Berichte regelmä-
ßig von Regierungs- und EU-Behörden 
dazu genutzt werden, Informationen für 
den Asylentscheidungsprozess nach the-
matischen, länderspezifischen oder fall-
bezogenen Kriterien zu liefern, haben wir 
den Eindruck, dass unsere Meinung als 
Experten*innen, unsere Hintergrundin-

Verhindert die Abschiebungen 
aus der EU nach Syrien!

Schlechtes Vorbild DänemarkAufruf

Dänemark will als 
erstes EU-Mitglied syrische 
Flüchtlinge in als „sicher“ 
bezeichnete Landesteile 
zurückschicken. 2021 rufen 
mehrere Expert*innen und 
NGOs zu einem Umdenken 
auf: Die Sicherheitslage 
in Syrien sei nach wie vor 
angespannt. 

formationen und andere Empfehlungen an 
die dänische Einwanderungsbehörde nicht 
ausreichend berücksichtigt worden sind.

Durch diese Neueinstufung von Damas-
kus als „sicher“ haben die dänischen 
Behörden letztendlich verfügt, dass aus 
der syrischen Hauptstadt stammenden 
Flüchtlingen, die in Dänemark Asyl und 
einen Subsidiärschutz gesucht hatten, in 
Zukunft die befristete Aufenthaltsgeneh-
migung entzogen werden könnte. Bereits 
im vergangenen Monat (März 2021) 
wurden 94 im Land lebende syrische 
Flüchtlinge von der dänischen Regierung 
informiert, dass man ihre Aufenthaltsge-
nehmigungen nicht verlängern wird.

Zwar hat es in Damaskus seit Mai 2018 
keine aktiven Kampfhandlungen mehr 
gegeben, doch das bedeutet nicht, dass 
es für die Flüchtlinge nun sicher sei, in 
die syrische Hauptstadt zurückzukehren. 
Viele der Hauptursachen für eine Flucht 
aus Syrien bestehen weiterhin, denn die 
Mehrheit der Menschen floh aus einer 
nach wie vor bestehenden Furcht vor 
dem Sicherheitsapparat der Regierung, 
willkürlichen Verhaftungen und Gefängnis-
strafen, Folter, erzwungener Wehrpflicht 
sowie Schikanen und Diskriminierung.

Vereinte Nationen befürwor-
ten Schutzstatus

Die syrische Regierung und ihr Sicher-
heitsapparat haben Personen, die eine 
abweichende Meinung oder gar Wider-
stand zeigten, permanent verfolgt, unter 
anderem durch willkürliche Verhaftun-
gen, Folter oder Einschüchterung von 
Kritiker*Innen und ihren Familienangehö-
rigen. Trotz Amnestien und gegenteiligen 
Versicherungen hat die syrische Regierung 
bislang keine Veränderungen in ihrem 
Verhalten erkennen lassen. 
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Sogar in Fällen, in denen die Regierung 
Einzelpersonen ihre Sicherheit zusicherte, 
erfolgten dennoch Misshandlungen. Jeder, 
der aus dem Land geflohen ist oder offen 
seine Meinung gegen die Regierung geäu-
ßert hat, was als illoyal angesehen wird, 
läuft Gefahr, dass man ihn mit Misstrauen 
behandelt, ihn bestraft oder willkürlich 
verhaftet.

Währenddessen haben sich die sozioöko-
nomischen und humanitären Bedingungen 
in und um Damaskus derartig verschlech-
tert, dass sie zu neuen und immer schlim-
meren Sicherheitsrisiken geführt haben, 
die mit einer sicheren, würdigen und frei-
willigen Rückkehr nicht vereinbar sind. 
Das UNHCR hat in seiner Sicherheitsbe-
wertung von 2021 erklärt, dass die Verän-
derungen der objektiven Bedingungen in 
Syrien, inklusive relativer Sicherheitsver-
besserungen in einigen Landesteilen, nach 
Ansicht der Organisation nicht so fun-
damental, stabil und dauerhaft sind, dass 
sie eine Beendigung des Flüchtlingsstatus 
rechtfertigen könnten.

Gefährliches Signal
Es ist dringend notwendig, jegliche Poli-
tik zu überdenken, die einen Unterschied 
macht zwischen dem Rückkehr-Risiko 
für syrische Flüchtlinge, die das Land auf-
grund von individueller Angst vor Verfol-
gung verlassen haben, und denjenigen, 
die vor der allgemeinen Konfliktsituation 
geflohen sind.

Die Politik Dänemarks könnte zu einem 
besorgniserregenden Trend in der euro-
päischen Flüchtlingspolitik führen, wie 
der Aufhebung der Aufenthaltserlaubnis 
und anderen Einschränkungen, und zwar 
in Bezug auf die zweite Gruppe, obwohl 
der UNHCR warnt: „Mitglieder größe-
rer Gruppierungen könnten, auch wenn 
sie nicht individuell ausgegrenzt werden, 
zum Ziel von Repressalien durch ver-
schiedene Beteiligte werden, weil sie eine 
andere Konfliktpartei tatsächlich oder 
auch nur angeblich unterstützen“ und dass 
„das Risiko, in solchen Situationen verletzt 
zu werden, sehr ernst und real ist und 
von der Tatsache, dass man die betref-
fende Person möglicherweise nicht indi-
viduell anvisiert, in keiner Weise verrin-
gert wird.“

Die sehr stark ortsgebundene Form 
dieses Konfliktes hat zur Folge, dass 
allein die Tatsache, dass man aus einer 
bestimmten Zone der Hauptstadt 
stammt, bereits ein Sicherheitsrisiko für 
zurückkehrende Flüchtlinge bedeutet, da 

den Behörden in Damaskus eine erschre-
ckend umfangreiche Anzahl von Geset-
zen, Erlassen und Artikeln zur Verfügung 
steht, um rückkehrende Flüchtlinge für 
angebliche Verbrechen zu verhaften, die 
sie vor Verlassen des Landes begangen 
haben sollen. 

Grundsätzlich kann zurzeit kein Syrer 
als tatsächlich sicher genug angesehen 
werden, um seinen Schutzstatus aufzu-
heben und seine Rückkehr nach Damas-
kus oder einen anderen Ort in Syrien zu 
erzwingen.

Handreichung:

Informationen für Geflüchtete aus Syrien
Im Dezember 2020 wurde bei der 
Innenminister*innenkonferenz die Aussetzung 
des Abschiebestopps nach Syrien beschlossen. 
Seitdem sind Abschiebungen trotz der desolaten 
Lage in Syrien theoretisch wieder möglich, auch 
wenn diese Praxis kaum mit der Genfer Flücht-
lingskonvention vereinbar ist. 

Trotz der Aufforderung des Europäischen Par-
laments, „von einer Verlagerung der nationalen 
Politik in Richtung der Aberkennung des Schutz-
statuts für bestimmte Kategorien von Syrern 
abzusehen“, hält das Bundesinnenministerium 
(BMI) an der Möglichkeit von Abschiebungen 
fest. 

Die Möglichkeit der Abschiebung, die mangelnde 
Transparenz und geringe Informationslage zum weiteren offiziellen Vorgehen 
der zuständigen Stellen schüren Unsicherheiten und Ängste von Syrer*innen vor 
potenziellen aufenthaltsbeendenden Maßnahmen auch in Schleswig-Holstein. 

Darum nahm der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein die Problemlagen, die 
durch die Unsicherheiten bestehen, und die hiervon betroffene Perso-
nengruppe besonders in den Blick. Als Handreichung für Geflüchtete und 
Unterstützer*innen wurde eine deutsch- und arabisch-sprachige Broschüre 
„Informationen für Geflüchtete aus Syrien“ vom AMIF Netzwerk Struktur-
verbesserungen für Geflüchtete herausgegeben. Die zweisprachige Informa-
tionsbroschüre möchte mit Hilfestellungen zur Rechtslage ausreisepflichtiger 
Syrer*innen, Informationen zu Bleibeperspektiven und Hinweisen zu lokalen 
Beratungsstellen eine Orientierungshilfe für syrische Geflüchtete in Schleswig-
Holstein bieten. 

Die Broschüre „Informationen für Geflüchtete aus Syrien“ kann in der 
Geschäftsstelle des Flüchtlingsrats Schleswig-Holstein e. V., Telefon 0431 
735000, office@frsh.de, angefordert oder von der Web-Seite www.frsh.de her-
untergeladen werden. 

Kontakt: Eva Biereder, AMIF-Projekt Identität und Respekt – Landesweite 
Flüchtlingshilfe beim Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein, projekt@frsh.de 

Unterzeichner: Ammar Hamou (Syrien 
Direkt), Bente Scheller (Heinrich-Böll-
Stiftung), COAR Global, Jusoor für Stu-
dienzentrum, Jennifer Cafarella (in Ver-
tretung von Christopher Kozak, ehe-
mals ISW), Omran Zentrum für Strategi-
sche Studien, Sara Kayyali (Human Rights 
Watch), Suhail al-Ghazi (Syrien-Forscher 
und Non-Resident Fellow am Tahrir Ins-
titute for Middle East Politics). Erstveröf-
fentlichung am 20. April 2021 auf www.
welt.de
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